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Überempfi ndlichkeit bei Schadstoffen

VIELFACHE CHEMIKALIENUNVERTRÄGLICHKEIT (MCS) WIRD NICHT ALS BERUFS-
KRANKHEIT ANERKANNT

Das Sozialgericht Mainz hat entschieden, dass die sogenannte vielfache Chemikalienunver-
träglichkeit „MCS“ (multiple chemical sensitivity syndrom) keiner der anerkannten Berufs-
krankheiten zugeordnet werden kann und auch nicht die Voraussetzungen für die Aner-
kennung wie eine Berufskrankheit erfüllt (Az S 10 U 130/14).

Der Kläger war als Außendienstmonteur bis 1999 für ein Möbelunternehmen tätig. Im Früh-
jahr 1991 erhielt er einen Neuwagen als Dienstfahrzeug. Er bemerkte etwa vier Wochen 
nach Nutzung des Fahrzeuges gesundheitliche Beschwerden u.a. in Form von Würgereiz, 
Magen- und Darmproblemen, Müdigkeit, Konzentrationsmangel, Erinnerungslücken und 
Atembeschwerden. Nach ca. einem Jahr entschied sein Arbeitgeber, das neue Auto nicht 
weiter zu nutzen, auch weil der Kläger einen Autounfall auf Vergiftungserscheinungen nach 
einem längeren Aufenthalt in dem Fahrzeug zurückführte.
Der Kläger beantragte in der Folge bei der beklagten Berufsgenossenschaft, zu ermitteln, 
ob bei ihm eine Berufskrankheit anzuerkennen sei, da er seit der Nutzung des Fahrzeugs 
an diversen Erkrankungen leide. Die Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung einer 
MCS-Erkrankung als Berufskrankheit ab. Die Voraussetzungen für die Anerkennung lägen 
nicht vor, da es hinsichtlich des MCS keine ausreichenden Erkenntnisse gebe. Es fehle bereits 
an einer einheitlichen Defi nition des Syndroms. Darüber hinaus sei offen, ob und welche 
Einwirkungen ein MCS verursachen könnten. 

Hiergegen wandte sich der Kläger an das Sozialgericht Mainz. Er machte geltend, dass das 
MCS als Diagnose anerkannt sei. Er sei mit Leimen, Klebstoffen sowie Holz- und Kunst-
stoffstaub in Kontakt gewesen, zudem mit dem Neuwagen, der die Krankheit zum Aus-
bruch gebracht habe.

Das Sozialgericht schloss sich der Argumentation des Klägers nicht an. Es betonte, die Er-
krankung MCS könne keiner bekannten Berufskrankheit zugeordnet und auch nicht wie 
eine solche behandelt werden. Es gebe auch keine Erkenntnisse darüber, dass Einwirkun-
gen durch Ausdünstungen von Neuwagen geeignet seien, die beim Kläger bestehenden 
Gesundheitsstörungen zu verursachen. Dies entspreche nicht nur der Auffassung anderer 
Gerichte sondern auch dem aktuellen wissenschaftlichen Stand.

MCS ist ein Beschwerdebild mit z. T. starken Unverträglichkeiten gegen vielfältige Che-
mikalien, wie z. B. Duftstoffe, Zigarettenrauch, Lösemittel oder Abgase. Die medizinische 
Einordnung von MCS wird derzeit kontrovers diskutiert und beschäftigt die Sozialgerichte 
z.B. auch im Schwerbehinderten- oder Rentenrecht.

Sozialgericht Mainz
Pressemitteilung 2/2016
Az S 10 U 130/14
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Direktversicherung durch den Arbeitgeber

KRANKENVERSICHERUNGSBEITRÄGE AUF KAPITALABFINDUNGEN UND SOFORT-
RENTEN

Legen freiwillig Versicherte die Kapitalleistung aus einer durch den Arbeitgeber abgeschlos-
senen Lebensversicherung in Form einer Direktversicherung in einer Sofortrentenversiche-
rung an, dann sind sowohl die Kapitalleistung aus der Lebensversicherung als auch die 
Sofortrente beitragspfl ichtig in der gesetzlichen Kranken- und Pfl egeversicherung. Das hat 
der 5. Senat des Landessozialgerichts in einem heute veröffentlichten Urteil entschieden. 

Der Kläger ist freiwillig in der gesetzlichen Kranken- und Pfl egeversicherung versichert. 
Der Arbeitgeber hatte 1975 für den Kläger eine Kapitallebensversicherung in Form ei-
ner Direktversicherung abgeschlossen. Im März 2013 ergab sich daraus eine Kapitalab-
fi ndung von knapp 116.000 Euro. Hierauf erhoben Kranken- und Pfl egeversicherung Bei-
träge, wobei die Kapitalabfi ndung entsprechend der gesetzlichen Regelungen durch 120 
geteilt wurde und aus diesem Monatsbetrag Beiträge von monatlich rund 150 Euro in 
der Krankenversicherung und etwa 20 Euro in der Pfl egversicherung errechnet wurden. 

Hiergegen wandte sich der Kläger und machte geltend, die Kapitalabfin-
dung sei  ihm nicht  ausgezahlt  worden.  Er  hat te einen Betrag von rund 
113.000 Euro direkt in eine Sofortrentenversicherung investiert, durch die-
se wurden ihm ab dem 1. April 2013 monatlich etwa 500 Euro ausgezahlt. 

Die Krankenversicherung stellte sich nun auf den Standpunkt, der Kläger müsse nicht nur 
die Beiträge für die Kapitalabfi ndung zahlen, sondern zusätzlich noch rund 74 Euro mo-
natlich auf die Sofortrente und legte dies entsprechend im Widerspruchsbescheid fest. 

Das  Sozia lger icht  Koblenz hat  die  hiergegen erhobene Klage abgewie -
sen. Die Berufung des Klägers vor dem Landessozialgericht blieb erfolglos. 
Nach den auf gesetzlicher Grundlage erlassenen bundesweit geltenden „Bei-
tragsverfahrensgrundsätzen Selbstzahl er Kapitalabfindung erlangt worden sei. 

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Pressemeldung 2/2016
Urteil vom 03.12.2015
Aktenzeichen L 5 KR 84/15
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Verrechnung von Einnahmen auf die Rente
SOLARANLAGE ALS ABSICHERUNG DER ALTERSRENTE

Das Sozialgericht Mainz hat entschieden, dass Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage 
auf eine Altersrente anzurechnen sind und bei Überschreitung der Hinzuverdienstgrenze 
dazu führen können, dass bereits ausgezahlte Rentenleistungen zurückerstattet werden 
müssen 

Der Kläger bezog eine Altersrente und hatte zusätzlich Einnahmen aus einem sogenannten 
„400-Euro-Job“. Durch Auskunft des zuständigen Finanzamtes erfuhr die Rentenversiche-
rung, dass der Kläger ausweislich seines Einkommensteuerbescheides darüber hinaus noch 
Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage iHv 253 Euro im Kalenderjahr hatte. Daraufhin 
hob die Rentenversicherung den Rentenbescheid teilweise auf und forderte vom Kläger ins-
gesamt 2.411,66 Euro zurück. Die zusätzlichen Einnahmen aus dem Betrieb der Solaranlage 
hätten zusammen mit dem monatlichen Einkommen in Höhe von 400 Euro dazu geführt, 
dass die zum damaligen Zeitpunkt geltende Hinzuverdienstgrenze von 400 Euro überschrit-
ten worden sei. Der Kläger habe daher nur noch Anspruch auf eine Rente in Höhe von 2/3 
der Vollrente. Hiergegen wehrte sich der Kläger vor dem Sozialgericht Mainz.

Er machte insbesondere geltend, dass es darauf ankomme, ob das Einkommen einer Tä-
tigkeit entspringe. Hierunter könnten nicht Einnahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage 
fallen, die eher mit Erträgen aus einer Kapitalanlage vergleichbar seien. Im Übrigen seien 
die Einnahmen aus dem Gewerbebetrieb versehentlich in seiner Steuererklärung und nicht 
in der seiner Ehefrau aufgetaucht. 

Das Sozialgericht schloss sich der Argumentation des Klägers nicht an. Es betonte, dass Ein-
nahmen aus dem Betrieb einer Solaranlage Arbeitseinkommen im Sinne des Rentenrechts 
seien. Ausreichend sei hierfür, dass der Kläger eine unternehmerische Stellung innehabe, 
welche ihm die Einkünfte vermittle. Dabei sei für die Höhe des Arbeitseinkommens der 
Einkommensteuerbescheid maßgeblich. Das Gesetz sehe eine volle Parallelität von Einkom-
mensteuerrecht und Rentenversicherungsrecht sowohl bei der Zuordnung von Arbeitsein-
kommen als auch bei der Höhe des Arbeitseinkommens vor, so dass die Rentenversicherung 
die Zahlen des Finanzamtes übernehmen könne. Etwaige Fehler der Finanzverwaltung seien 
nicht durch die Rentenversicherung zu korrigieren.

Sozialgericht Mainz 
Urteil vom 27.11.2015
Aktenzeichen S 15 R 389/13
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Beitragspfl ichtige Direktversicherung
Krankenversicherungsbeiträge auf Kapitalabfi ndungen und Sofortrenten

Legen freiwillig Versicherte die Kapitalleistung aus einer durch den Arbeitgeber abgeschlos-
senen Lebensversicherung in Form einer Direktversicherung in einer Sofortrentenversiche-
rung an, dann sind sowohl die Kapitalleistung aus der Lebensversicherung als auch die 
Sofortrente beitragspfl ichtig in der gesetzlichen Kranken- und Pfl egeversicherung. Das hat 
der 5. Senat des Landessozialgerichts in einem heute veröffentlichten Urteil entschieden. 
Der Kläger ist freiwillig in der gesetzlichen Kranken- und Pfl egeversicherung versichert. Der 
Arbeitgeber hatte 1975 für den Kläger eine Kapitallebensversicherung in Form einer Direkt-
versicherung abgeschlossen. 

Im März 2013 ergab sich daraus eine Kapitalabfi ndung von knapp 116.000 Euro. Hierauf 
erhoben Kranken- und Pfl egeversicherung Beiträge, wobei die Kapitalabfi ndung entspre-
chend der gesetzlichen Regelungen durch 120 geteilt wurde und aus diesem Monatsbetrag 
Beiträge von monatlich rund 150 Euro in der Krankenversicherung und etwa 20 Euro in 
der Pfl egversicherung errechnet wurden. Hiergegen wandte sich der Kläger und machte 
geltend, die Kapitalabfi ndung sei ihm nicht ausgezahlt worden. Er hatte einen Betrag von 
rund 113.000 Euro direkt in eine Sofortrentenversicherung investiert, durch diese wurden 
ihm ab dem 1. April 2013 monatlich etwa 500 Euro ausgezahlt. 

Die Krankenversicherung stellte sich nun auf den Standpunkt, der Kläger müsse nicht nur die 
Beiträge für die Kapitalabfi ndung zahlen, sondern zusätzlich noch rund 74 Euro monatlich 
auf die Sofortrente und legte dies entsprechend im Widerspruchsbescheid fest. Das Sozial-
gericht Koblenz hat die hiergegen erhobene Klage abgewiesen. Die Berufung des Klägers 
vor dem Landessozialgericht blieb erfolglos. Nach den auf gesetzlicher Grundlage erlassenen 
bundesweit geltenden „Beitragsverfahrensgrundsätzen Selbstzahler“ des Spitzenverbandes 
Bund der Krankenkassen seien sowohl die Kapitalabfi ndung als auch die Sofortrente bei-
tragspfl ichtig, weil es sich um zwei verschiedene Versicherer handelt.

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Pressemeldung 2/2016
Urteil v. 3.12.2015 - L 5 KR 84/15
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Beihilfefähigkeit von medizinischen Geräten
Kostenübernahme für Gewebezuckermessgerät wurde abgelehnt

Das Verwaltungsgericht Koblenz hat die Klage eines Beamten auf Gewährung von Beihil-
feleistungen für die Anschaffung eines Gewebezuckermessgeräts abgewiesen. Der Kläger 
leidet an Diabetes mellitus. Nachdem ihm bereits einige Monate zuvor Beihilfe für eine Insu-
linpumpe mit integriertem Blutzuckermessgerät bewilligt worden war, lehnte das beklagte 
Land seinen Antrag auf teilweise Übernahme der Kosten für das zusätzlich angeschaffte 
Gewebezuckermessgerät ab. Beihilfe für ein derartiges Gerät könne nur in begründeten 
Ausnahmefällen gewährt werden. Einen solchen habe der Kläger indes nicht dargelegt. Die 
zusätzliche Anschaffung des Gewebezuckermessgeräts sei in seinem Fall medizinisch nicht 
notwendig, weil er bereits über ein Blutzuckermessgerät verfüge. 

Dagegen hat der Beamte Klage erhoben. Das von ihm auf Anraten seines Arztes ange-
schaffte Gerät stelle sich als Blutzuckermessgerät dar, sei mit einem solchen aber jedenfalls 
vergleichbar. Es sei daher als beihilfefähig einzustufen. Die Klage hatte keinen Erfolg. Dem 
Kläger stehe der geltend gemachte Anspruch nicht zu, urteilten die Koblenzer Richter. Nach 
den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen erhielten Beamte Beihilfe zu Aufwendungen, 
wenn sie medizinisch notwendig, der Höhe nach angemessen und ihre Beihilfefähigkeit nicht 
ausdrücklich ausgeschlossen sei. Die vom Gesetz geforderte medizinische Notwendigkeit 
sei in Bezug auf das vom Kläger angeschaffte Gerät nicht gegeben. Er verfüge bereits über 
ein Blutzuckermessgerät. Damit sei seine krankheitsbedingte Versorgung mit Hilfsmitteln 
sichergestellt. Bei dem Gewebezuckermessgerät gehe es in erster Linie darum, ein Mehr an 
Lebensqualität für den Diabetes-Patienten zu erreichen. Dies begründe aber keine medizini-
sche Notwendigkeit im Sinne der Beihilfevorschriften. Das Gewebezuckermessgerät sei auch 
nicht mit einem Blutzuckermessgerät im herkömmlichen Sinne gleichzusetzen. Es sei daher 
rechtlich nicht zu beanstanden, wenn der Dienstherr die Beihilfefähigkeit von Gewebezu-
ckermessgeräten nur in bestimmten – hier nicht vorliegenden – Ausnahmefällen zulasse.

Gegen diese Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der Berufung durch das 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Verwaltungsgericht Koblenz
Pressemitteilung Nr. 2/2016
Urteil vom 15. Januar 2016, 5 K 756/15.KO
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Fehlende Belege bei der Spesenabrechnung
Spesenbetrug muss konkret nachgewiesen werden

Köln/Berlin (DAV). Derjenige, der eine außerordentliche Kündigung ausspricht, muss be-
weisen, dass es dafür einen wichtigen Grund gibt. Auch muss er die Rechtfertigung des 
Arbeitnehmers entkräften können. Anderenfalls ist die Kündigung unwirksam, entschied 
das Landesarbeitsgericht Köln am 26. November 2014 (AZ: 3 Sa 239/10), wie die Deutsche 
Anwaltauskunft mitteilt. 

Der Arbeitnehmer ist Vertriebsleiter einer Firma, die türkische Teppiche und Auslegware 
vertreibt. Er verdient monatlich rund 12.800 EUR brutto. Die Arbeitgeberin warf ihm vor, 
die Firmenkreditkarte für den Kauf privater Herrenbekleidung genutzt zu haben. Auch seien 
Ausgaben, die für einen Kunden getätigt worden seien, nicht korrekt abgerechnet worden. 

Gleichzeitig stand fest, dass der Mitarbeiter seine Spesen immer pauschal abgerechnet 
hatte, ohne einzelne Belegnachweise zu führen und die konkreten Ausgaben zu benennen. 
Trotzdem kündigte die Arbeitgeberin dem Mann wegen Spesenbetrugs. 

Seine Klage war erfolgreich. Es liege kein „wichtiger Grund“ für eine fristlose Kündigung 
vor. Der Arbeitnehmer konnte glaubhaft machen, er habe mit der Firmenkreditkarte einen 
Einkaufsgutschein für einen Geschäftskunden erworben. Auch habe er Kundenrechnungen 
zu Lasten des Arbeitgebers übernommen, denen konkrete Leistungen des Kunden gegen-
überstanden. Diese Rechtfertigung des Mitarbeiters habe die Arbeitgeberin nicht widerlegen 
können. Ein Bestreiten „ins Blaue hinein“ sei nicht möglich. Auch müsse sich die Firma die 
bisherige Praxis der Spesenabrechnung vorhalten lassen. Die Firma habe selber ausgeführt, 
dass Spesenabrechnungen immer erfolgt seien, konkrete einzelne Belege jedoch nicht er-
forderlich gewesen seien. Die fristlose Kündigung sei damit unwirksam. 

Pressestelle des DAV (Deutsche Anwaltauskunft)
Ressort: Ratgeber/Service/Recht
https://anwaltauskunft.de/magazin/



8Christliche Gewerkschaft Metall
www.cgm.de

Pilotenlizenz und Charta der Grundrechte der EU
Beschränkung der Lizenz älterer Piloten wirksam? 

Der Kläger war seit 1986 bei der Beklagten als Flugkapitän beschäftigt und daneben auch in 
der Ausbildung anderer Piloten eingesetzt. Er vollendete im Oktober 2013 das 65. Lebens-
jahr und schied mit Erreichen der Regelaltersgrenze zum 31. Dezember 2013 aus. In den 
Monaten November und Dezember 2013 beschäftigte die Beklagte den Kläger nicht. Sie hat 
sich darauf berufen, der Kläger dürfe nach Vollendung des 65. Lebensjahres nicht mehr im 
gewerblichen Luftverkehr tätig sein. Der Kläger fordert für diese beiden Monate Vergütung.  

Die Vorinstanzen haben der Klage überwiegend stattgegeben. Mit der Revision verfolgt die 
Beklagte ihren Antrag auf Klageabweisung weiter, während der Kläger die Stattgabe seines 
Klageantrags in voller Höhe erstrebt. 

Für den Senat ist es erheblich, ob FCL.065 b des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 vom 3. November 2011, wonach ein Inhaber einer Pilotenlizenz, der das Alter 
von 65 Jahren erreicht hat, nicht als Pilot eines Luftfahrzeugs im gewerblichen Luftverkehr 
tätig sein darf, mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) vereinbar ist. 

Deshalb hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts dem Gerichtshof der Europäischen 
Union nach Art. 267 AEUV folgende Fragen zur Gültigkeit und Auslegung des Unionsrechts 
vorgelegt:  

1. Ist FCL.065 b des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 mit dem Verbot der Dis-
kriminierung wegen des Alters in Art. 21 Abs. 1 GRC vereinbar?  

2. Ist FCL.065 b des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 mit Art. 15 Abs. 1 GRC, 
wonach jede Person das Recht hat zu arbeiten und einen frei gewählten oder angenomme-
nen Beruf auszuüben, vereinbar?  

3. Falls die erste und zweite Frage bejaht werden:  
a) Fallen unter den Begriff des „gewerblichen Luftverkehrs“ im Sinne der FCL.065 b bzw. der 
Bestimmung dieses Begriffs in FCL.010 des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 
auch sog. Leerfl üge im Gewerbebetrieb eines Luftverkehrsunternehmens, bei denen weder 
Fluggäste, noch Fracht oder Post befördert werden?  
b) Fallen unter den Begriff des „gewerblichen Luftverkehrs“ im Sinne der FCL.065 b bzw. der 
Bestimmung dieses Begriffs in FCL.010 des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 
die Ausbildung und Abnahme von Prüfungen, bei denen der über 65-jährige Pilot sich als 
nicht fl iegendes Mitglied der Crew im Cockpit des Flugzeugs aufhält?  

Bundesarbeitsgericht
Beschluss vom 27. Januar 2016 - 5 AZR 263/15 (A)
Vorinstanz: Landesarbeitsgericht Köln
Urteil vom 20. März 2015 - 4 Sa 966/14

Verwaltungsgericht Trier
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Wiederholte Geldentnahme für eigene Zwecke
Dienstentfernung eines Verwaltungsbeamten

Die 3. Kammer des Verwaltungsgerichts Trier hat mit Urteil vom 22. Dezember 2015 einen 
Verwaltungsbeamten, der ihm als Kassenleiter übergebene Bareinnahmen nicht ordnungs-
gemäß weitergeleitet hat, aus dem Dienst entfernt. 

Der Beklagte hatte über einen Zeitraum von ca. zwei Jahren die von ihm entgegengenom-
menen Bareinzahlungen in Höhe von mehreren tausend Euro nicht ordnungsgemäß an die 
Verbandsgemeindekasse weitergeleitet bzw. auf die Konten der klagenden Verbandsge-
meinde eingezahlt, sondern diese stattdessen für eigene Zwecke verwendet.

Durch dieses Verhalten - so die Richter der 3. Kammer – habe der Beamte gegen seine 
Dienstpfl ichten, die ein uneigennütziges, ein achtungs- und vertrauenswürdiges sowie ein 
solches Verhalten erwarten lasse, welches der Erfüllung der Dienstpfl ichten entspreche, über 
einen langen Zeitraum wiederholt und auch vorsätzlich verstoßen. Anhaltspunkte, die seine 
Schuld ausschließen könnten, seien nicht ersichtlich. Ein Beamter, der sich amtlich anvertrau-
tes oder zugängliches Gut zueigne, zerstöre das Vertrauensverhältnis zu seinem Dienstherrn 
und die für die Ausübung seines Amtes erforderliche Achtung regelmäßig so nachhaltig, 
dass er grundsätzlich nicht im Dienst verbleiben könne. Dies gelte umso mehr, wenn der 
Beamte, wie dies im vorliegenden Verfahren der Fall sei, über einen nicht unerheblichen 
Zeitraum wiederholt und beständig gegen seine Kernpfl ichten verstoße und sich durch die 
Zugriffshandlungen eine zusätzliche Einnahmequelle verschafft habe. Durchgreifende Ent-
lastungsgesichtspunkte, wie dies beispielsweise im Falle einer „unverschuldeten Notlage“ 
anzunehmen sei, seien hier nicht festzustellen. Vielmehr habe sich der Beklagte ohne wirk-
liche Not eine zusätzliche bequeme Einnahmequelle verschafft. Auch habe dieser nicht aus 
einer psychischen Ausnahmesituation heraus gehandelt. Insgesamt bleibe festzuhalten, dass 
der Beklagte durch das von ihm begangene Dienstvergehen das Vertrauen des Dienstherrn 
und auch der Allgemeinheit in seine Integrität endgültig verloren habe.

Gegen die Entscheidung steht den Beteiligten innerhalb eines Monats die Berufung an das 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zu.

VG Trier
Urteil vom 22. Dezember 2015 – 3 K 1995/15.TR
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Gesonderter Mehrbedarf und Hartz IV
Jobcenter muss Kosten für Fahrten zum Kindergarten nicht übernehmen

Das Jobcenter Mainz muss die Kosten für die Beförderung eines Kindes zur Kindertagesstät-
te nicht übernehmen. Dies hat das Sozialgericht Mainz mit Urteil vom 28.01.2016 (Az. S 8 
AS 1064/14) entschieden. Geklagt hatte eine Alleinerziehende aus Mainz, die Bezieherin von 
Arbeitslosengeld II („Hartz IV“) ist. Sie hatte für ihr dreijähriges Kind von der Stadt Mainz ei-
nen Kita-Platz nicht in der Nähe ihrer Wohnung im Stadtteil Hartenberg-Münchfeld, sondern 
in Bretzenheim erhalten. Für die werktägliche Beförderung des Kindes zum Kindergarten 
beantragte sie die Kostenübernahme für eine Monatskarte des öffentlichen Nahverkehrs, 
was das Jobcenter Mainz unter Hinweis darauf, dass die Beförderungskosten aus den der 
Klägerin und ihrem Kind bewilligten Leistungen zu bestreiten seien, ablehnte. 

Das Sozialgericht hat die Klage der Mutter abgewiesen. Die Beförderungskosten könnten 
aus dem im Arbeitslosengeld II hierfür enthaltenen Betrag sowie aus dem der Klägerin be-
willigten Mehrbedarf für Alleinerziehende bestritten werden. Ein gesonderter Mehrbedarf 
wegen der Fahrkosten sei nicht zu bewilligen, da dieser nicht unabweisbar sei. In diesem 
Zusammenhang sei zu beachten, dass der Besuch des Kindergartens anders als der Schul-
besuch freiwillig sei. Die Klägerin werde durch den Kindergarten in ihren Betreuungs- und 
Erziehungsaufgaben entlastet. Mit der Monatskarte könnten nicht nur die Fahrten zum 
Kindergarten, sondern auch sonstige Fahrten bestritten werden.

Sozialgericht Mainz
Pressemitteilung 3/2016
(Az. S 8 AS 1064/14)
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Wertsachen am Arbeitsplatz
Arbeitgeber haften nicht für gestohlene Wertsachen

Einen ungewöhnlichen Sachverhalt hatte die 18. Kammer des Landesarbeitsgerichts Hamm 
(Vorsitz Dr. Guido Jansen) am 21. Januar 2016 zu beurteilen (Az: 18 Sa 1409/15). Ein Fall, der 
jedoch grundsätzliche und auf andere Situationen durchaus übertragbare Fragen aufwarf.

Zum Hintergrund: Ein Mitarbeiter eines Krankenhauses im Ruhrgebiet behauptete, im Som-
mer 2014 Schmuck und Uhren im Wert von rund 20.000,00 Euro in den Rollcontainer des 
Schreibtisches seines Büros eingelegt und diesen verschlossen zu haben. Diese Wertsachen 
habe er noch am selben Abend zur Bank bringen und dort in sein Schließfach einlegen 
wollen. Aufgrund erheblicher Arbeitsbelastung habe er diese Absicht jedoch aus den Au-
gen verloren. Einige Tage später habe er festgestellt, dass die üblicherweise verschlossene 
Tür zu seinem Büro aufgeschlossen, der Rollcontainer aufgebrochen und die Wertsachen 
entwendet worden sein. Das Öffnen der Bürotür wäre nur mittels eines Generalschlüssels 
möglich gewesen. Diesen habe eine Mitarbeiterin leichtfertiger Weise in ihrer Kitteltasche 
aufbewahrt, woraus selbiger nach Aufbrechen ihres Spindes entwendet worden sei. Die 
Arbeitgeberin habe es unterlassen, durch klare Anweisungen oder Vorkehrungen für eine 
sichere Aufbewahrung des Generalschlüssels zu sorgen und dadurch den Diebstahl der 
Wertsachen erst möglich gemacht. Deshalb habe sie nunmehr Schadensersatz zu leisten.

Das Arbeitsgericht Herne hat die Klage mit Urteil vom 19.08.2015 (5 Ca 965/15) abgewie-
sen. Die 18. Kammer des Landesarbeitsgerichts Hamm hat im Berufungstermin betont, dass 
sich Schutzpfl ichten des Arbeitgebers bezüglich vom Arbeitnehmer in den Betrieb mitge-
brachter Sachen regelmäßig nur dann begründen lassen, wenn es sich um Sachen handelt, 
die ein Arbeitnehmer zwingend, mindestens aber regelmäßig mit sich führe oder aber 
unmittelbar oder mittelbar für die Arbeitsleistung benötige. Nur bezüglich solcher Sachen 
oder Gegenstände habe der Arbeitgeber ihm mögliche und zumutbare Maßnahmen zu 
ergreifen, um den Arbeitnehmer vor Verlust oder Beschädigung der eingebrachten Sachen 
zu schützen. Hinsichtlich anderer, ohne jeden Bezug zum Arbeitsverhältnis und insbesonde-
re ohne Kenntnis und Einverständnis des Arbeitgebers mitgebrachter (Wert-)Gegenstände 
ließen sich Obhuts- und Verwahrungspfl ichten hingegen nicht begründen, schon um den 
Arbeitgeber nicht ebenso unerwarteten wie unkalkulierbaren Haftungsrisiken auszusetzen.

Da sich die Kammer mit dieser Argumentation auf schon aus den sechziger und siebziger 
Jahren stammende Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts beziehen konnte, nahm der 
Kläger seine Berufung im Termin zurück. Ihm wurden darauf - die wegen der Rücknahme 
reduzierten - Verfahrenskosten auferlegt.

Landesarbeitsgerichts Hamm
Az: 18 Sa 1409/15
Arbeitsgericht Herne
5 Ca 965/15
https://www.justiz.nrw.de
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Eingliederungsleistungen für seelisch Behinderte

Schiedsstelle muss selbst ermitteln

Sozialhilfeträger und ambulante Dienste, die Eingliederungsleistungen für seelisch behinderte 
Erwachsene durchführen, müssen über die Art der Leistungen und die Vergütung einen Ver-
trag schließen, wenn es sich nicht um speziell auf einen konkreten Einzelfall zugeschnittene 
Hilfen handelt. Einigen sie sich nicht, können sie eine Schiedsstelle (§ 80 SGB XII) anrufen, 
die in einem zweistufi gen Verfahren zuerst prüft, ob die Kostenkalkulation des Dienstes 
nachvollziehbar ist und dann, ob die von diesem geforderten Preise im Vergleich zu anderen 
Anbietern derselben Leistung angemessen sind. Der Schiedsspruch kann dann direkt beim 
zuständigen Landessozialgericht angefochten werden. 

Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat einen solchen Schiedsspruch für den Bereich 
des Landkreises Bernkastel-Wittlich aufgehoben, weil die Schiedsstelle einen Vergleich mit 
anderen Anbietern gar nicht durchgeführt hat und auch die Prüfung der Kostenkalkulation 
Mängel aufwies. Die Schiedsstelle hatte argumentiert, ein externer Vergleich sei nicht sinn-
voll, weil die Hilfen für Erwachsene mit seelischer Behinderung noch im Aufbau und daher 
Vergleichseinrichtungen im betroffenen Kreis nicht zu fi nden seien. Insbesondere hätten 
auch die Beteiligten keine Unterlagen vorgelegt, die einen solchen Vergleich ermöglicht 
hätten. 

Dem ist das Landessozialgericht nicht gefolgt. Die Schiedsstelle müsse notfalls selbst er-
mitteln und sei nicht auf die vorgelegten Unterlagen beschränkt. Wenn das Angebot im 
betroffenen Landkreis einen Vergleich nicht zulasse, müsse auch in einem weiteren Umkreis 
nach vergleichbaren Diensten gesucht werden. Nur in Ausnahmefällen könne auf den zur 
Sicherung einer Angemessenheit des Preises nötigen externen Vergleich verzichtet werden. 
Auch bei der Prüfung der Kostenkalkulation müsse, etwa im Bereich der EDV-Anlage oder 
bei der Personalausstattung der Verwaltung, ein Vergleich mit ähnlichen Diensten durchge-
führt werden, um die Angemessenheit der Kosten beurteilen zu können. 

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig.

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Pressemeldung 3/2016
Urteil vom 28.01.2016
Aktenzeichen L 1 SO 62/15 KL
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Glaubensfreiheit und Kirchensteuer

Kirchensteuerpfl icht verfassungsrechtlich unbedenklich

Die Kirchensteuerpfl icht verstößt nicht gegen die Glaubensfreiheit und das Grundrecht der 
ungestörten Religionsausübung, weil sie durch Beendigung der Kirchenmitgliedschaft ab-
gewendet werden kann. Die Erklärung des Kirchenaustritts kann auch nicht auf die Kirche 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religionsgemeinschaft als 
Glaubensgemeinschaft beschränkt werden. Dies entschied das Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz in Koblenz. 

Mit ihrer Klage wandte sich ein Ehepaar gegen die Festsetzung der römisch-katholischen 
Kirchensteuer durch das Finanzamt Mayen des beklagten Landes. Es machte insbesondere 
geltend, dass die Kirchensteuerpfl icht die verfassungsrechtlich geschützte Glaubensfreiheit 
und das Grundrecht der ungestörten Religionsausübung verletze. Das Verwaltungsgericht 
wies die Klage ab (vgl. Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Koblenz Nr. 28/2015). Das 
Oberverwaltungsgericht bestätigte diese Entscheidung und lehnte den Antrag der Kläger auf 
Zulassung der Berufung gegen das verwaltungsgerichtliche Urteil ab. Die Vorschriften über 
die Erhebung der Kirchensteuer verstießen nicht gegen die Glaubensfreiheit und das Grund-
recht der ungestörten Religionsausübung, weil die Kirchensteuerpfl icht durch Beendigung 
der Kirchenmitgliedschaft abgewendet werden könne. Dies entspreche der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts.

Der Auffassung der Kläger, es sei mit dem Grundrecht auf ungestörte Religionsausübung 
nicht vereinbar, dass sie nicht nur ihre Kirchenmitgliedschaft, sondern auch ihre „derzeitige 
Religionsausübung“ beenden müssten, um dem staatlichen Zwang durch Erhebung von 
Kirchensteuer zu entgehen, die auf staatlicher Gesetzgebung beruhe, könne aus mehreren 
Gründen nicht gefolgt werden. 

Die von den Landesfi nanzbehörden festgesetzte Kirchensteuer werde nämlich nicht vom 
beklagten Land erhoben, sondern von den katholischen Diözesen oder evangelischen Lan-
deskirchen auf Grund von ihren Kirchensteuerordnungen. Diözesen und Landeskirchen 
seien dazu nach dem rheinland-pfälzischen Kirchensteuergesetz berechtigt, aber nicht etwa 
verpfl ichtet. 

Lediglich die Verwaltung der Kirchensteuern sei den Landesfi nanzbehörden übertragen 
worden. Soweit mit einer Beendigung der Kirchenmitgliedschaft Einschränkungen der ak-
tiven Teilnahme am kirchlichen Leben verbunden seien, würden sie ebenfalls nicht vom 
beklagten Land festgelegt, sondern allenfalls im Verantwortungsbereich des beigeladenen 
Bistums Trier. 

Auch aus verfassungsrechtlichen Gründen könne die Erklärung des Kirchenaustritts nicht 
auf die Kirche als Körperschaft des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religions-
gemeinschaft als Glaubensgemeinschaft beschränkt werden. Denn der Staat dürfe die 
verfassungsrechtlich verbürgten Körperschaftsrechte der Religionsgemeinschaft, die an die 
Mitgliedschaft anknüpfen, nicht stärker beschränken, als es zur Gewährleistung der Glau-
bensfreiheit des Einzelnen erforderlich sei. Solange dieser seine Mitgliedschaft in der Religi-
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onsgemeinschaft nicht in Frage stelle, könne der Staat die Wirkungen der Mitgliedschaft in 
seinem Bereich nicht zurücknehmen, ohne die verfassungsrechtlich garantierten Rechte der 
Religionsgemeinschaft zu verletzen. Der Staat müsse daher den Austritt aus der Religions-
gemeinschaft und damit die Beendigung der Mitgliedschaft in ihr zur Voraussetzung dafür 
machen, dass ihre Wirkungen im staatlichen Bereich nicht eintreten.

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz
Pressemitteilung Nr. 6/2016
Beschluss vom 1. Februar 2016
Aktenzeichen: 6 A 10941/15.OVG
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Bundesarbeitsgericht - News

Neuer Vorsitzender Richter und Neuigkeiten zur Geschäftslage des BAG

Prof. Dr. Ulrich Koch ist neuer Vorsitzender Richter am Bundesarbeitsgericht (BAG - PM Nr. 
6/16).

Geschäftslage des Bundesarbeitsgerichts zum 1. Januar 2016: Im Geschäftsjahr 2015 gingen 
2.313 Sachen ein, davon waren 40 % Revisionen und Rechtsbeschwerden in Beschlussver-
fahren. Erledigt wurden 2.457 Sachen. Von den erledigten Revisionen und Rechtsbeschwer-
den waren 25,2 % erfolgreich. Die Erfolgsquote bei den Nichtzulassungsbeschwerden 
betrug 6,1 %. Anhängig sind am Ende des Berichtsjahres noch 1.458 Sachen. Die durch-
schnittliche Verfahrensdauer aller erledigten Verfahren belief sich beim Bundesarbeitsgericht 
auf acht Monate 23 Tage. 

Einzelheiten des Jahresberichts können auf der Homepage des Bundesarbeitsgerichts unter 
www.bundesarbeitsgericht.de eingesehen werden.  
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